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Das Sterben geht weiter auf den Schlachtfeldern der Ukraine. In den bisher fast 2 Jahren seit dem
russischen Angriff soll etwa ein halbe Million Soldat:innen Opfer dieses Krieges geworden sein,
davon etwa 150.000 Tote. Überprüfen lassen sich die Angaben der verschiedenen Seiten und
internationaler Geheimdienste zu den militärischen Opfern kaum – doch dies sind die realistischsten
Schätzungen aus den unterschiedlichen Quellen. Laut dem zuständigen UN-Kommissariat für zivile
Opfer wurden bisher etwas über 10.000 Zivilist:innen Opfer von militärischen Schlägen –
bemerkenswerterweise etwa die Hälfte deren, die dieselbe Stelle für 2 Monate Krieg in Gaza angibt.
Ein deutliches Zeichen dafür, dass dieser Krieg vor allem auf konventionelle militärische Art, d. h.
durch Massakrieren von Soldat:innen vonstattengeht.

Ausgebliebene Wende

Die von vielen im Westen erwartete Wende durch die ukrainische „Sommeroffensive“ trat offenbar
nicht ein. Der Krieg entwickelt sich derzeit immer mehr zu einem Stellungskrieg, ähnlich dem
Ersten Weltkrieg. In einem bemerkenswerten Interview im „Economist“ (11/4/2023) bemerkte der
Oberkommandierende der ukrainischen Streitkräfte, Walerij Saluschnyj: „Ähnlich wie im Ersten
Weltkrieg haben wir eine kriegstechnologische Lage erreicht, die uns zum Stellungskrieg zwingt.“
Gemäß den Lehrbüchern der NATO-Kriegsführung hätten die ukrainischen Offensivkräfte innerhalb
von 4 Monaten die Krim erreichen müssen. Tatsächlich, erklärt Saluschnyj im Interview, habe er an
allen Fronten schon nach kurzer Zeit ein Steckenbleiben oder nur sehr langsames Vorgehen
feststellen müssen, was er zuerst auf schlechte Kommandoführung oder nicht ausreichend
ausgebildete Einheiten zurückgeführt habe. Doch als auch Personalrochaden und
Truppenumgruppierungen nichts änderten, habe er in alten Handbüchern aus
Sowjetzeiten  nachgeschlagen und festgestellt, dass die Beschreibungen des Steckenbleibens der
Offensivkräfte im Ersten Weltkrieg genau dem Bild entsprächen, das er von der Front wahrnahm.

Sowohl wenn er Angriffswellen der russischen wie der ukrainischen Seite beobachtete, ergäbe sich
immer das Bild, dass die verteidigende Seite einen enormen technologischen Vorteil hat. Beide
Seiten würden sofort Massierungen von Panzern oder Truppen mit ihren elektronischen Mitteln
bemerken und durch Einsatz von Drohnen oder Artillerie jeglichen Vorstoß zu einem Unterfangen
machen, bei dem ein großer Teil von Angreifer:innen und ihrem Material ausgeschaltet wird. Von
daher bleibt der Ausbau von Verteidigungsstellungen auf beiden Seiten das bevorzugte Ziel. Auch
die ukrainische Führung ist inzwischen von ihrer groß propagierten Offensivstrategie abgerückt und
erklärt ihre gegenwärtige generelle Linie als „strategische Verteidigung“. Nur ein besonderer
kriegstechnologischer Sprung könne laut Saluschnyj aus diesem Gleichgewicht des Schreckens
herausführen. Aber militärhistorische Erfahrungen, wie etwa der Einsatz von Panzern am Ende des
ersten Weltkriegs, zeigen, dass solche wirklich qualitativ neuen Technologien länger bis zur
erfolgreichen Integration brauchen und zumeist erst im nächsten Krieg entscheidend werden.

Abnutzungskrieg

Da es sich jetzt offenbar um einen Abnutzungskrieg handelt, wird die Frage der Kriegswirtschaft
und der quantitativen Versorgung der Truppen mit militärischem Material immer entscheidender.
Der Krieg wird also immer mehr durch die Ökonomie entschieden, wie schon im Ersten Weltkrieg.
Und hier gewinnt Russland immer mehr an Boden. Wie ein US-Banker kürzlich bemerkte, haben sich
Prognosen, dass die russische Ökonomie aufgrund der westlichen Sanktionen und Belastungen
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durch die Kriegswirtschaft in wenigen Monaten zusammenbrechen würde, als „triumphally wrong“
erwiesen. Anders als auch viele Linke analysiert haben, hat sich die russische Ökonomie eindeutig
als die einer imperialistischen Macht erwiesen. Nicht nur, dass die Ausfälle von Kapital- und
Warenimporten mit nur leichten Einbrüchen weggesteckt werden konnten, inzwischen hat sich die
russische Waffenproduktion um 68 % erhöht und einen Anteil von 6,5 % des BIP erreicht. Nach einer
Rezession 2022 ist die russische Ökonomie 2023 um 2,8 % gewachsen. Natürlich haben sowohl
steigende Importpreise wie Kriegswirtschaft zu einer wachsenden Inflation um die 7 % geführt. Die
Leidtragenden sind wie bei militärischen Opfern vor allem die Arbeiter:innen, die mit immer
höheren Lebenshaltungskosten bei eingeschränkterem Angebot zu kämpfen haben. Trotzdem wird
für die Präsidentschaftswahlen im März kaum mit einem Machtwechsel gerechnet. Und danach wird
wohl der entscheidende Nachschub für die Truppen wieder im größeren Maße fließen: mehr
Soldaten durch weitere Mobilisierungen!

Dass die Ukraine größere Probleme mit dem Abnutzungskrieg hat, hat sich in den letzten Monaten
immer deutlicher gezeigt: Zu Hochzeiten der Sommeroffensive feuerte die ukrainische Artillerie
etwa 7.000 Projektile am Tag ab – wesentlich mehr als die russische. Doch derzeit muss sie sich
aufgrund von Knappheit auf 2.000 pro Tag beschränken, während die russische Artillerie 5-mal so
viel abfeuert. Ursache dafür sind nicht nur stockende Hilfsgelder aus dem Westen (z. B. die vom US-
Kongress zurückgehaltenen Militärhilfen), sondern viel grundlegendere Probleme der westlichen
Rüstungsindustrie. In den letzten Jahrzehnten konzentrierte sich diese auf hochtechnisierte und
spezialisierte Waffen, während es im konventionellen Abnutzungskrieg vor allem auf Masse und
traditionelle „Hardware“ ankommt. Nachdem bisher vor allem aus Beständen der westlichen
Armeen geliefert wurde, kommt es jetzt immer mehr auf tatsächliche Neuproduktion an. Die Ukraine
selbst kann schon aufgrund der kriegsbedingten Infrastrukturprobleme (z. B. Ausfall von mehr als
der Hälfte der Stromversorgung) kaum selbst die nötigste Menge produzieren.

Grenzen des westlichen Imperialismus

Doch auch der westliche Imperialismus erweist sich als nicht so übermächtig, wie er von vielen
gemalt wird. Munitionsproduktion benötigt Unmengen an Stahl. Sieht man sich die 15 größten
Stahlkonzerne der Welt an, so findet sich dort kein einziger US-Konzern mehr, wohl aber rangieren
dort 9 chinesische. Die USA sind aus einem der bedeutendsten Stahlproduzenten der Welt heute zu
einem der größten Importeure geworden. Sie und Westeuropa müssen unter hohen Kosten für
Zulieferungen heute ihre Munitionsproduktion um ein Vielfaches steigern, um mit Russland und
China mithalten zu können. Insbesondere bei 155-mm-Geschossen wollen sie bis 2025 ihre
Jahresproduktion auf 1,2 Millionen erhöhen, sechsmal so viel wie 2023. Damit wird man vielleicht
die russische Produktion einholen, die sich jetzt schon seit Kriegsbeginn verdoppelt hat (nicht
gerechnet den massiven zusätzlichen Bezug solcher Munition aus Nordkorea).

Viele solche Versprechen lassen sich jedoch aufgrund von Lieferengpässen und technischer
Umstellungsprobleme in der Kürze der Zeit kaum umsetzen. So hatte die EDA (die
„Verteidigungsagentur“ der EU) der Ukraine im März 2023 für den Rest des Jahres 1 Million solcher
Munition zugesagt, tatsächlich jedoch nur 480.000 beschaffen können. Während die unter
Staatskontrolle stehende US-Munitionsproduktion aufgrund politischer Entscheidungen
hochgefahren werden kann, sind die europäischen Rüstungskonzerne (vor allem die deutsche
Rheinmetall, die britische BAE Systems, die französische Nexter S. A., die norwegisch-finnische
Nammo AS) als Privatkonzerne nur durch konkrete finanzielle Zusagen zur Ausdehnung ihrer
Produktion bereit. Ihre Auftragsbücher sind jetzt schon dreimal so voll wie vor dem Krieg.
Rheinmetall überzieht den Kontinent derzeit mit neuen Produktionsstätten. Trotzdem wird diese
Produktion der Quantität nach mindestens bis Anfang 2026 hinter der russischen zurückbleiben.

In einem Abnutzungskrieg, der vor allem durch Verteidigungsstellungen und Artillerie geprägt ist,



können solche Faktoren entscheidend sein. Wie der Erste Weltkrieg gezeigt hat, können
Munitionsmangel und geballte Artillerieüberlegenheit dann doch immer wieder zu einzelnen
Durchbrüchen führen – und letztlich eine Seite zur Aufgabe zwingen. Noch sind die Kriegsparteien
aber offensichtlich weit von einem solchen Punkt entfernt. Es werden also nicht nur weitere
Milliarden in die Rüstungsindustrien gesteckt, sondern vor allem tausende Soldat:innen in die so
entstandene Kriegshölle geschickt werden. In den letzten Monaten gab es insbesondere in der
Ukraine wachsende Rekrutierungsprobleme. Auch wenn die Motivation der ukrainischen
Verteidiger:innen um ein Vielfaches höher ist, so sind doch viele Soldat:innen nach Monaten des
Kampfes und der vielen toten Kamerad:innen einfach ausgebrannt. Ausdruck davon ist die
wachsende Bewegung der Angehörigen, die dafür kämpfen, dass ihre Ehemänner oder Söhne
endlich abgelöst werden. Doch neue Rekrut:innen werden immer weniger und vor allem weniger
militärisch geeignet. Daher werden auch die Rekrutierungsbemühungen des ukrainischen Militärs
immer brutaler und weniger „freiwillig“.

Innere Widersprüche

Schließlich werden in der Führung der Ukraine immer deutlichere Widersprüche sichtbar. Das
erwähnte Interview von Oberbefehlshaber Saluschnyj führte zu einer wütenden Replik von Präsident
Selenskyj, der seine optimistische Darstellung des Kampfverlaufs für die westlichen Geldgeber:innen
dadurch in Frage gestellt sah. Andererseits wurde deutlich, dass die politischen Vorgaben lange zu
einer verlustreichen Verteidigung Bachmuts wie der schon gescheiterten Offensive führten – und die
militärische Führung Selenskyj praktisch die Wende zur Verteidigungsstrategie aufzwingen musste.
Saluschnyj hat Ersteren längst in den Popularitätswerten überholt, insbesondere unter den
Soldat:innen. Hinter ihn stellt sich auch der Kiewer Bürgermeister Klitschko, so dass hier eine
tatsächliche politische Gegenmacht zu entstehen beginnt. Es ist nicht auszuschließen, dass
Selenskyj eher als Putin fällt, insbesondere wenn man im Westen eine gesichtswahrende
Beendigung der Kampfhandlungen ohne Erreichen der Kriegsziele der Ukraine anstrebt.

In der Linken wird der Ukrainekrieg gerne auf einen Stellvertreterkrieg zwischen den
imperialistischen Mächten USA/EU und Russland reduziert. Auch wenn dies ein bestimmendes
Moment des gesamten Krieges darstellt, der untertrennbar mit dem neuen Kalten Krieg und dem
Kampf um die Neuaufteilung der Welt verbunden ist, so ist er auf Seiten der Ukraine auch ein
nationaler Verteidigungskrieg gegen die Jahrhunderte alte Unterdrückung durch das imperiale
Russland. Das erklärt jedenfalls die massive Unterstützung auch der ärmeren Bevölkerung in der
Ukraine für den Kampf gegen die russischen Invasor:innen.

Zugleich ist die westliche Unterstützung nicht absolut und bedingungslos – trotz aller warmen
Worte, dass hier „unsere Freiheit“ verteidigt würde. Einerseits wird das ökonomische Fell der
Ukraine schon heftig unter den westlichen Agenturen verteilt (siehe die IWF-Programme für die
Ukraine und ihre Auswirkungen auf die ukrainischen Arbeiter:innen und Bauern/Bäuerinnen).
Andererseits machten Biden & Co. von Anfang an klar, dass sie nur soviel Militärhilfe leisten
würden, wie zur Verteidigung notwendig ist, und nichts liefern wollten, das sie unmittelbar zu
Beteiligten in einem Krieg machen – oder sie gar direkt in die militärische Konfrontation mit
Russland bringen würde. Dies unterscheidet die Ukraine 2022 auch deutlich von Serbien 1914.
Diese Grenzen der Unterstützung für sie durch USA und EU machen auch klar, dass die derzeitigen
Engpässe in der militärischen Versorgung möglicherweise den Anfang einer (bewussten oder
unbewussten) Ausstiegsstrategie markieren. D. h. in der Hoffnung, dass der Abnutzungskrieg
sowohl die Ukraine wie Russland soweit militärisch schwächt, dass beide immer mehr zu einem
„Ausgleich“ bereit sind. Ein solches „Minsk 3“ (sicher nicht unter diesem Namen, aber mit ähnlichen
Konsequenzen) würde der Ukraine wesentliche Gebiete kosten und Russland im Gegenzug den
endgültigen Verlust des größten Teils der Ukraine aus ihrem Einflussgebiet bringen. Mit der



gegenwärtigen Führung der Ukraine wird dies kaum zu machen sein – aber dafür stehen ja wohl
schon Alternativen bereit.

Millionen ukrainischer Arbeiter:innen, Bauern und Bäuerinnen, die für die Unabhängigkeit ihres
Landes und eine demokratische Selbstbestimmung in den Kampf gezogen sind, werden dies als
enormen Verrat empfinden. Aber auch ein festgefahrener, länger anhaltender Stellungskrieg wird
den Unmut über die Kriegspolitik des kapitalistischen Regimes in Kiew, ja über die Sinnhaftigkeit
des Krieges selbst und dessen Führung befördern, zumal dieses während des Kriegs die Ausbeutung
der Lohnabhängigen vorantrieb und die gewerkschaftlichen und politischen Rechte der
Arbeiter:innenklasse massiv einschränkte. Die inneren Widersprüche in der Ukraine werden noch
zusätzlich dadurch befeuert, dass das Regime für ungezügelte Ausbeutungsverhältnisse und
Ausverkauf des Agrarreichtums an „westliche Investor:innen“ steht. Wir warnen daher vor jedem
Vertrauen in irgendwelche dieser vorgeblichen Führer:innen der nationalen Verteidigung. Es ist
vielmehr notwendig, dafür zu kämpfen, dass die Arbeiter:innenklasse den verschiedenen
nationalistischen Führungsgruppen jede politische Unterstützung entzieht und sich schon jetzt
gegen den Ausverkauf der Ukraine in jeder Hinsicht organisiert, um so den Kampf für eine
unabhängige sozialistische Ukraine vorzubereiten und in Angriff zu nehmen.

Perspektiven

Hierzulande müssen wir gegen die Aufrüstung und die Milliarden für die Rüstungskonzerne
kämpfen. Unter dem Vorwand der Verteidigung der Ukraine wird Aufrüstung im Interesse eigener
aggressiver imperialistischer Ziele betrieben und die Kapazität der Rüstungsindustrie entsprechend
ausgebaut. Auch wenn wir das Recht der Ukraine auf Selbstverteidigung und die Beschaffung der
dafür nötigen Mittel anerkennen, so müssen Revolutionär:innen in der Ukraine und im Westen vor
den Illusionen warnen, dass die gegenwärtige militärische Unterstützung der NATO-Staaten wirklich
der Unabhängigkeit dient. Vielmehr sind diese Lieferungen mit der Bedingung der Sicherung der
eigenen Einfluss- und Ausbeutungssphäre verknüpft und letztlich nicht auf wirkliche
Selbstbestimmung für die gesamte Ukraine ausgerichtet, sondern sollen dem Westen Beute bringen.
Ob diese Rechnung aufgeht oder die ukrainischen Massen diese durchkreuzen, hängt letztlich davon
ab, ob es der Arbeiter:innenklasse gelingt, eine eigene revolutionäre Partei aufzubauen, die den
Kampf gegen die russische Okkupation mit dem für eine sozialistische Ukraine verknüpft.

In Russland sind die Bedingungen für eine Opposition gegen den Krieg seit dessen Beginn nicht
leichter geworden. Der russische Imperialismus konnte sich nach den ersten, sicher so nicht
erwarteten, schweren Rückschlägen stabilisieren. Sowohl ökonomisch wie auch politisch hat das
Regime die Lage weitgehend im Griff. Die Pseudoopposition der Wagner-Anführer:innen hat ihren
Zweck der Kanalisierung von Protest gegen „die da oben“ erfüllt und konnte in Person von
Prigoschin zum Absturz gebracht werden. Allerdings werden Preissteigerungen, Knappheit
bestimmter Waren und eine massive Auswanderungswelle insbesondere von gut ausgebildeten
Menschen langfristig zu neuen Erschütterungen führen. Hunderttausende Tote und Verwundete für
kleine Landgewinne in der Ukraine werfen Fragen an die Führung auf. Die jüngsten massiven
Proteste in der Teilrepublik Baschkortostan an der Wolga zeigen, dass die Ruhe in dem Riesenreich
nur eine scheinbare ist. Das mutige Auftreten des Umweltaktivisten Fayil Alsynov gegen den
Ukrainekrieg und die übermäßige staatliche Repression dagegen haben genügt, um eine bisher
passive Provinz in Aufruhr zu versetzen. Je länger und blutiger der gegenwärtige Abnutzungskrieg
in der Ukraine andauert, um so mehr wird der Ruf nach „Brot und Frieden“ wieder das russische
Regime erschüttern. Es kommt für die russischen Sozialist:innen darauf an, diesen Moment für
einen neuen russischen Oktober vorzubereiten!

Revolutionäre Marxist:innen sollten dafür eintreten, den Ukrainekrieg auf einer gerechten und
demokratischen Grundlage zu beenden: Russland raus aus der Ukraine, Nein zum



zwischenimperialistischen Kalten Krieg und Selbstbestimmung für die Krim und die Donbass-
Republiken. Dies muss mit der längerfristigen Perspektive einer unabhängigen sozialistischen
Ukraine verknüpft werden, denn nichts anderes würde einen gerechten und dauerhaften Frieden
bringen.


